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Vierteljährlicher Abonnements Preis
für Halle und unſere unmittelbaren
Abnehmer: 25 Sgr. Durch die reſp.
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Jn der Expedition des Couriers.
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Jnſerate für den Courier werden an2 genommen: Jn Leipzig in derC r O n r 4 C r Buchhandlung von H. Kirchner,
e O Univerfitätsſtraße, Gewandhaus Nr. 4.

Jn Magdeburg in der Creutz-
ſchen Buchhandlung, Breite

weg No. 156.

Zeitung
und Land.

Redakteur Dr. Schadeberg.

V 143. Halle, Mittwoch den 23. Juni
Hierzu eine Beilage.

1847.

Bei Ablauf des Vierteljahres wollen unſere geehrten Leſer ſich erinnern, daß die Pränumeration auf das dritte Quartal
dieſes Jahres, Juli bis September (mit Fünf und Zwanzig Silbergroſchen, ſofern die Abnahme unmittelbar von uns ge
ſchieht) noch vor Ende dieſes Monats zu entrichten iſt.

Ganz beſonders erſuchen wir unſere auswärtigen geehrten Leſer dies zu berückſichtigen und namentlich die Beſtellungen
bei den Königl Wohlloöbl. Poſtanſtalten ſo zeitig als moöglich, jedenfalls aber noch in dieſem Monate, machen zu wollen.

Alle auf das allgemeine Jntereſſe Bezug habende Verfügungen und Bekanntmachungen des Königl. Wohllöbl. Landraths-
Officium des Saalkreiſes werden auch fernerhin durch unſer Blatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

Halle, den 17. Juni 1847. Expedition des Couriers.
Schwetſchke.

Deutſchland.
Berlin. Jn der Herren- Kurie wurde am 14.

Juni die am 9. Juni (ſ. Nr. 139 des Cour.) vertagte Ver
handlung uüber den Petitionsantrag der Stände- Kurie die
Verweiſung des Finanzetats an eine beſondere Abtheilung
fortgeſetzt und zu dem Schluſſe gebracht, daß die Herren-
Kurie mit mehr als z der Stimmen der Bitte der Stan-
de-Kurie beitrat und nur noch den Zuſatz machte, daß der
König um eine Jnterpretation des 9. 11 des Geſetzes dahin
gebeten werde, ob die Prufung der Finanzen zu dem Reſs-
ſort der Vereinigten oder getrennten Kurien gehore.

Darauf nahm die Verſammlung die Propoſition uüber
die Juden in Berathung. Die mit der Vorprufung beauf-
tragte Abtheilung ſtellte folgendes Gutachten aus:

Die erſte Frage, welche ſich die Abtheilung vorlegen mußte,
war

ob uüberhaupt ein Bedürfniß zum Erlaß eines Ge-
ſetzes über die Verhältniſſe der Juden in preußiſchen
Staaten vorhanden ſei?

Um dieſe beantworten zu konnen, war es nöthig, die jetzi
gen Verhältniſſe, unter welchen die Juden in preußiſchen Staa-
ten leben, ins Auge zu faſſen.

Es liegt in der Pflicht der Abtheilung, der hohen Kurie
hierüber die weſentlichſten Momente zu vergegenwärtigen.

Es wohnen in preußiſchen Staaten 206,000 Juden und
von dieſen faſt die Hälfte mit ungefähr 80,000 im Großher-
zogthum Poſen. Außerdem wohnen nahe an 26,000 Juden in
den Regierungs Bezirken Breslau und Oppeln.

Jn der Stadt Berlin wohnen circa 8000 Juden,

Poſen 7300Breslau 6000Danzig 4000Kempen 30628
Die Stadt Kempen iſt, wie den verehrten Mitgliedern be-

kannt ſein wird ein Städtchen im Großherzogthum Poſen und
enthält 6413 Einwohner, unter welchen 3528 Juden.

Jn der Stadt Königsberg wohnen circa 1600 Juden,

Koöoln 790in den übrigen großen Städten 500 und weniger.
Wenn hiernach in preußiſchen Staaten unter 74 Einwoh-

nern ein Jude iſt (im Großherzogthum Poſen unter 16 Ein-
wohnern ein Jude), ſo ſtellt ſich dies Verhältniß vergleichungs-
weiſe mit anderen Staaten ſo:
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In preußiſchen Staaten 1 Jude auf 74 Einwohner,
öſterreichiſchen Staate 5957

Bayern 271den Niederlanden 61Wurttemberg, wo die Juden
ſehr ausgedehnte Freiheiten

genießen 149Frankreich. 1 457Großbritannien und Jrland 1 22076
Was daher fur Frankreich und England angemeſſen er

ſcheint, durfte es deshalb noch nicht unbedingt fur Preußen
(reſp. Poſen) ſein.



Neben dieſen Bevölkerungs Verhältniſſen darf die Geſetz
gebung nicht die Stellung außer Acht laſſen welche die Juden
in preußiſchen Staaten bisher gewonnen haben. Es iſt bekannt,
wie die Ausgezeichneteſten dieſes Stammes an Jntelligenz, Bil
dung und Vermögen den Erſten des Landes kaum nachſtehen,
und wie der Mittelſtand in Verhältniſſen lebt, welche denen der
chriſtlichen bürgerlichen Bevölkerung ziemlich gleichkommen; wäh-
rend die geringe, ungebildete und ärmere Klaſſe der Juden ſehr
ſelten den Acker bebaut, ſelten Gewerbe treibt und ſich in der
Regel mit dem Klein Handel beſchäftigt, welchem ſie mit eben
ſo viel Gewandtheit als Ausdauer obliegt.

Dabei mußte die fruhere ruckſichtlich der Juden ziem-
lich in ganz Europa gultige Geſetzgebung welche auch in
einem bedeutenden Theil des preußiſchen Staats noch jetzt
beſteht, alle Juden als eine Kaſte abſondern, zuſam-
menhalten und dahin fuhren daß die ſonſt in ſehr ver-
ſchiedenen Verhältniſſen lebenden Mitglieder dieſer Religionspartei
ſich doch ſtets in vieler Beziehung als Genoſſen anerkannten, über-
all wiederfanden und einander unterſtützten.

Nach den dem Landtage vorgelegten Bericht und Nachwei-
ſungen des Juſtiz- Miniſteriums hat eine Vergleichung der Ange
ſchuldigten jüdiſchen Glaubens mit denen chriſtlicher Konfeſſionen
ein für erſtere ungünſtiges Reſultat ergeben.

Nach ſtatiſtiſchen Tabellen war 1839 im Ganzen der 133ſte
Einwohner ein Angeſchuldigter und von dieſen der 135ſte ein
Chriſt, der 84ſte ein Jude. Und im Jahre 1834 im Ganzen
der 166ſte Einwohner ein Angeſchuldigter und von dieſen der 162ſte
ein Chriſt und der 82ſte ein Jude. Die Aeußerungen der einzel-
nen Gerichtshöfe ſind abgedruckt, nach einigen dieſer und nach dem
Bericht des Juſtiz Miniſteriums ſollen die meiſten Verbrechen der
Juden gegen das Eigenthum gerichtet ſein und aus Eigennutz
und Gewinnſucht herrühren auch will man hier und da bemerkt
haben daß dieſe Verbrechen häufiger gegen Chriſten als gegen
Glaubensgenoſſen gerichtet ſind.

Es iſt mehrſeitig geltend gemacht worden, daß dieſe Zahlen
und Tabellen -Reſultate wenig gegen die Juden beweiſen könnten,
namentlich deshalb, weil die jüdiſche Bevölkerung, welche faſt nur
in Städten wohnt, mit der ganzen auch ländlichen übrigen Be
völkerung verglichen worden ſei, während ſie nur mit der ſtädti-
ſchen Bevölkerung hätte verglichen werden können und ſollen.

Die Wahrheit dieſes Einwurfs kann nicht in Abrede geſtellt
werden denn es iſt nur zu bekannt, daß die Bevölkerung der
Städte unendlich viel mehr Verbrechen begeht, als die des Landes.

Jm Aligemeinen iſt zweifelsohne anzuerkennen, daß die jü
diſche Bevölkerung, namentlich in den Landestheilen, in welchen
ſie in geordneten und freieren Verhältniſſen lebt, in Bildung und
Geſittung bedeutende Fortſchritte gemacht und an den Tag ge-
legt hat.

Noch wichtiger für die hohe Kurie und die hier zuerſt zur
Berathung vorliegende Frage iſt der jetzige Zuſtand der rückſicht
lich der Juden in preußiſchen Staaten gültigen Geſetzgebung.

Jn den Landestheilen, welche 1812 zum preußiſchen Staate
gehörten, gilt das Edikt vom 11. März 1812, welches die Ju-
den im Allgemeinen den Chriſten ziemlich gleich ſtellt, ſie nicht
in beſondere Corporationen vereinigt, ihnen Freiheit des Erwerbes
und Grundbeſitzes zugeſteht, ſie auch zu akademiſchen Lehr und
Schulämtern, desgleichen zu Gemeinde Aemtern für befähigt er
klärt, ſie aber von Staats Aemtern noch ausſchließt. Dieſe Ge
ſetzgebung hat durch die deutſche Bundes Akte eine Beſtätigung
erhalten, welche im Artikel 16 ſagt:

„Die Bundes Verſammlung wird in Berathung ziehen, wie
auf eine möglichſt übereinſtimmende Weiſe die bürgerliche Ver
beſſerung der Bekenner des jüdiſchen Glaubens in Deutſchland
zu bewirken ſei und wie inſonderheit derſelben der Genuß der

bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten
in den Bundesſtaaten verſchafft und geſichert werden könne.
Jedoch werden den Bekennern dieſes Glaubens bis dahin die
denſelben von den einzelnen Bundesſtaaten bereits eingeräumten
Rechte erhalten.“

Eine allgemeine Bundes Geſetzgebung für die Juden iſt bis
her nicht eingetreten. Die weitere Entwickelung der politiſchen
Verhältniſſe hat aber Modificationen des Edikts von 1812 her-
beigeführt.

Durch ein Geſetz vom 30. Auguſt 1816 ergingen die nöthi-
gen Anordnungen, wie es zu halten ſei, wenn Juden Grundſtücke
erwerben, mit welchen das Patronatsrecht über chriſtliche Kirchen
verbunden iſt durch ein auf Allerhöchſte Anordnung beruhendes
Publikandum des Königlichen Staats Miniſteriums vom 4. De-
cember 1822 Geſetz Sammlung S. 224) wurde die Beſtimmung:
daß Juden zu akademiſchen Lehr und Schulämtern zugelaſſen
werden können aufgehoben und endlich durch ein Geſetz vom B.
Auguſt 1830 feſtgeſtellt, daß das Edikt über die Verhältniſſe der
Juden vom 11. März 1812 mit der übrigen preußiſchen Geſetz
gebung in den neu oder wiedererworbenen Landestheilen nicht ein
geführt worden ſei.

Für das Großherzogthum Poſen erging am 1. Juni 1833
eine vorläufige Verordnung über die Verhältniſſe der Juden, wel-
che dieſe Bevölkerung in zwei Kategorieen theilt, deren erſte (die
„naturaliſirten ziemlich gleiche Rechte mit den Chriſten erhielt,
während die zweite (die nicht naturaliſirten) noch mancherlei Be
ſchränkungen unterworfen blieb.

Außerdem wurden die Juden dieſer Provinz in Corporationen
vereinigt, denen eine Thätigkeit und Verpflichtung in Beziehung
auf Kultus und Schulweſen, Armen- und Krankenpflege und Ver
zinſung und Tilgung der Schulden der früheren Judenſchaften bei
gelegt und zugewieſen wurde.

Dieſe Geſetzgebung hat ſich ſchon in der kurzen Zeit, ſeit
1833, durch ſegensreiche Erfolge bewährt.

Neben den größeren Landestheilen, in welchen die beiden vor
erwähnten Geſetzgebungen gelten, waltet nun in der übrigen Mo
narchie große Verſchiedenheit ob.

Abgeſehen ſelbſt von den beſonderen Beſtimmungen, welche
für die Juden im kottbuſſer Kreiſe und dem Gebiet der Stadt
Danzig gelten, iſt eine größere Gegend ander Netze, etwa 4 bis
5 landräthliche Kreiſe betragend, zu beachten, welche im Jahre
1812 zum Großherzogthum Warſchau gehörte, jetzt aber den Pro
vinzen Weſtpreußen und theilweis Brandenburg zugeſchlagen iſt.
Jn dieſer gilt ein altes preußiſches Juden -Reglement von 1750,
modifizirt durch einige warſchauiſche Verordnungen. Hiernach ſind
die Juden dieſer Gegend in anderer und meiſt beſchrankterer Lage,
als in den Provinzen der Monarchie von 1812 und in dem Groß-
herzogthum Poſen.

Jn den ehemalig ſächſiſchen Landestheilen, im Kurkreis und
Thüringen und in der Ober- und Niederlauſitz, desgleichen im
Hennebergiſchen, leben die Juden im Allgemeinen unter ſehr be-
ſchränkenden Beſtimmungen ſie ſind hier Schutz Unterthanen be
dürfen der Conceſſion zur Anſiedelung, dürfen Grundſtücke ent-
weder gar nicht oder nur unter erſchwerenden Bedingungen er-
werben zahlen Schutzgeld und waren auch im Gewerbebetriebe ſehr
beſchränkt.

Dieſe Beſtimmungen modifiziren ſich aber noch mehrfach in
den verſchiedenen vorgenannten ehemals ſächſiſchen Gebieten.

Jn Neu Vorpommern und Rügen gilt wieder eine beſondere
Verfaſſung für die Juden, der allgemeinen deutſchen nach dem
Grundſatze:

der Schutz Unterthänigkeit,
ziemlich entſprechend, aber durch ſchwediſche Verordnungen mehr
fach modifizirt und gemildert.



Jm Herzogthume Weſtfalen (früher kölniſch, dann heſſiſch)
eben die Juden unter ſehr beſchrankten Beſtimmungen. Sie
bedurfen zum Aufenthalte im Lande eines Geleitbriefes oder To
leranzScheines, dürfen Heirathen nur mit Konſens der Regie-
rung ſchließen und auch nur mit dieſem und unter manchen
Beſchränkungen Grundſtücke erwerben auch ihr Gewerbebetrieb
war beſchränkt.

Jm Fürſtenthum Siegen und den ſonſtigen fruüher Naſ
ſauiſchen Landestheilen (welche theils zum arnsberger, theils zum
koblenzer Regierungsbezirk gehören) ſind die Juden im Allge-
meinen auch Schutz Unterthanen, doch nach mancherlei Modifi-
cationen in den verſchiedenen Gebieten etwas freier als im
Herzogthum Weſtfalen geſtellt.

In den preußiſchen Gebieten dagegen, welche dem franzoſi-
ſchen Kaiſerreich angehörten, genießen die Juden auf Grund des
Code Napoleon im Allgemeinen mit den Chriſten gleiche Rechte.
Ein Kaiſerliches Dekret vom 17. März 1808 beſchränkte aber,
um den Wucher der Juden zu ſteuern, deren Gewerbebetrieb und
Darlehns- Verkehr auf ſehr beläſtigende und exceptionelle Weiſe.
Dieſes Dekret war urſprünglich nur als eine voruübergehende
Maßregel auf 10 Jahr erlaſſen, iſt aber durch Allerhöchſte Ka-
binets-Ordre vom 3. März 1818 vorläufig beibehalten worden.
Es gilt daſſelbe jedoch nur auf dem linken Rheinufer. Die
neuere Zeit hat außerdem die Praxis herbeigefuhrt, daß die Ju-
den in dieſen Landestheilen zu Staats-, akademiſchen, Lehr und
Schulaämtern, desgleichen in den Regierungs Bezirken Trier,
Koblenz und Köln als Geſchworne und nach der Gemeinde-
Ordnung als Gemeinde Vorſteher nicht zugelaſſen worden ſind.

In denjenigen preußiſchen Gebieten, welche früher zum ehe-
maligen Großherzogthum Berg und dem ehemaligen Königreich
Weſtfalen gehört haben, ſtehen die Juden im Allgemeinen den
Chriſten gleich, nur ſind ſie

nach der neuen Königl. preußiſchen Landgemeinde Ordnung
fur die Provinz Weſtfalen und nach der revidirten Stadte-
Ordnung

von den Aemtern der Gemeinde-Verordneten und Vorſteher, des
gleichen der Bürgermeiſter und Ober Bürgermeiſter ausgeſchloſſen
und haben auch faktiſch ſo viel bekannt Staats, akade-
miſche, Lehr und Schulamter nicht erhalten.

Hiernach ergeben ſich fur die Verhältniſſe der Juden in
demſelben Staate ungefahr 15 weſentlich verſchiedene Geſetzge
bungen und, wenn man die geringeren Modificationen in den
kleineren Landestheilen mitrechnet, ergiebt ſich eine noch viel
größere Zahl.

Es kann daher nicht Wunder nehmen, daß eine Compilation
über die geſetzlichen Verhältniſſe der Juden in preußiſchen Staa-
ten einen anſehnlichen Oktavband von 516 Seiten füllt. Wäh-
rend circa 126,000 Juden den. Chriſten ziemlich gleich behandelt
werden leben etwa 80,000 in demſelben Staate unter ſehr drük-
kenden, Gewerbe und Eigenthum ſchwer beſchränkenden Beſtim
mungen.

Erſt in allerneueſter Zeit hat die Weisheit Sr. Majeſtät des
Königs wenigſtens in drei Punkten eine Gleichförmigkeit anbefoh-
len. Durch ein Geſetz vom 31. Oktober 1845 ſind nun alle Ju-
den in allen preußiſchen Landestheilen verpflichtet, feſte Familien
Namen anzunehmen was in mehreren Landestheilen bisher noch
nicht feſtſtand. Durch ein Geſetz vom 31. December 1845 ſind
alle preußiſchen Juden der Militairpflicht unterworfen worden, und
die Gewerbe Ordnung vom 17. Januar 1845 hat den Juden
überall den Betrieb ſtehen der Gewerbe geſtattet.

Nach den vorſtehend entwickelten Verhältniſſen dürfte es wohl
keinem Zweifel unterliegen daß die ſchon mehrfach verheißene Ge
ſetzgebung für die Juden im preußiſchen Staate nicht nur nützlich,
ſondern ein dringendes Bedürfniß iſt, ſowohl um die Verhältniſſe

einer ſo intelligenten beweglichen und in ſich zuſammenhängenden
Bevölkerung im Jntereſſe des Staates unter feſte Normen zu
bringen als auch, um die großen Ungleichheiten wegzuſchaffen,
denen die Unterthanen deſſelben Landesherrn, bei gleichen Verpflich
tungen gegen den Staat, unterliegen.

Die Abtheilung hat dies Bedürfniß einſtimmig anerkannt und
trägt darauf an, daß die hohe Kurie ein Gleiches thun möge.
Wenn hierin zugleich die anerkennende Aeußerung der Abtheilung
über den Eingang des vorgelegten Geſetz Entwurfes enthalten iſt,
ſo war dieſelbe ebenmäßig auch der Anſicht, daß die nicht na
turaliſirten Juden im Großherzogthum Poſen für
jetzt ihren übrigen Glaubensgenoſſen noch nicht
gleich zu ſtellen ſein werden.

Jn ſehr langem Vortrage ſetzte der Staatsminiſter
Eichhorn des Geſetzentwurfes Jdee, Zweck und Verhalt-
niß zur beſtehenden Geſetzgebung auseinander. Wir bedauern,
daß die Lange des Kommentars ſo ſehr im Mißverhältniß
mit unſerer Zeitung ſteht, daß wir das merkwurdige Akten-
ſtuück nicht auch zur Kenntniß unſerer Leſer bringen können.
Wir werden daher nur einzelne Stücke im Zuſammenhange
einſchalten. Ein Schluß von dieſen Theilen auf das Ganze
wird nicht ſchwer ſein. Zuerſt werden geſchichtliche Noti-
zen uuber den Gang der Judengeſetzgebung mitgetheilt. Die
Kurie mußte alſo zum dritten Male eine hiſtoriſche Ent
wickelung vornehmen. Das erſte Mal durch die umfangli-
liche Denkſchrift; das zweite Mal durch das Gutachten, und
das dritte Mal durch den Miniſter. Alsdann wird als
Zweck des neuen Geſetzes hingeſtellt 1) die Ausdehnung des
Geſetzes von 1812 uüber alle Theile der Monarchie, Poſen
ausgenommen; 2) Erweiterung des Geſetzes von 1812 und
3) Anordnung des Kultus und Unterrichtsweſens der Ju-
den. Jndem der Miniſter dieſe Punkte nach ſeinem Prin-
zipe ausführlich behandelt, kommt er zu dem Schluß, daß
die Juden der politiſchen Rechte nicht theilhaftig werden
durfen, daß das Staatsrecht ſie von den Staatsämtern
ausſchließe, und daß in dieſer Beſchraänkung keine Beein-
trächtigung ſchon erworbener Rechte erblickt werden konnte.
Ferner erwähnt der Staatsminiſter, daß das Gouvernement
gar nicht die Abſicht habe, ſich in die Zultus- und Unter-
richtsangelegenheiten einzumiſchen, darin wolle es den Ju-
den die höchſte Freiheit laſſen und ihnen nur durch
Anordnungen zu Hilfe kommen. Jn Abſicht des Un-
terrichtsweſens ſolle das Geſetz den Juden dieſelbe Freiheit
gegeben werden, welche nach den beſtehenden Geſetzen
fur die chriſtlichen Religionsgeſellſchaften verſchiedenen
Bekenntniſſes (nach Anſicht des Gouvernements) zulaäſſig ſei.
Das Geſetz ſchlägt die Bildung von Korporationen vor es
will ſolche als Judenſchaften einführen und legaliſiren. Die
Regierung ſoll die Grenzen der Korporationen feſtſtellen.
Die Judenſchaft wahlt ihre Vorſteher, die aber der Geneh-
migung der Regierung bedurfen. Das Wahlgeſchaft wird
von einem Abgeordneten der Regierung geleitet. Die Ju-
denſchaft ſolle auch Stadtverordnete als ihre Vertreter
bei der Stadtgemeinde wahlen durfen. Bei dieſer Ge-
legenheit aäußerte der Miniſter ſich uüberhaupt uber
das Korporationsweſen. Er ſagte: Bei Gelegenheit
der beabſichtigten Bildung korporativer Verhaltniſſe un
ter den Juden giebt ſich etwas kund, was oft
der Staatsverwaltung hindernd entgegentritt, nämlich eine
Scheu vor jeder neuen organiſchen Bildung in unſern
geſellſchaftlichen Zuſtänden uberhaupt. Nachdem der Reich
thum organiſcher Bildung in frühern Zeiten groöß-
tentheils aus unſern geſellſchaftlichen Zuſtänden verſchwun-
den iſt, glaubt man, aus Furcht der Wiederkehr ähnlicher



Einrichtungen die ſich uüberlebt hatten, überall bei Zeiten
dagegen eintreten zu muſſen, wo neues korporatives Leben
ſich entwickeln und bilden will. Jch erinnere dabei an die
korporativen Verbände in Beziehung auf das Gewerbe.
Nachdem die hierauf ſich beziehenden organiſchen Einrich-
tungen, die man unter dem allgemeinen Worte Zunft-
verfaſſung begreift, aufgehoört haben, fuhlt man jetzt
gleichwohl das Bedurfniß, daß wieder etwas gefunden wer-
den muſſe, um die ungemiſchte maſſenhafte Anhäufung zu
allen Thätigkeiten im Gebiete der Gewerbe wieder zu glie-
dern und die mit jener Vermiſchung fur die Geſellſchaft ent-
ſtandenen Nachtheile abzuwenden. Fuür dieſen Zweck ſind
bekanntlich in der neuen Gewerbeordnung Andeutungen nie-
dergelegt, deren Wichtigkeit jetzt ſchon anfäängt, anerkannt
zu werden; aber man ſcheut ſich doch noch, recht Hand
anzulegen. Wie nothwendig es gleichwohl ſei, daß gehol-
fen werde, beweiſt der große Trieb nach Aſſociationen, nach
Vereinen. Dennoch ſcheitern die meiſten Verſuche, die ge-
macht werden und warum? Sie finden keinen recht feſten
Mittelpunkt, keinen Kern, woran ſie ſich anſchließen koönn-
ten, und ſo bleiben ſie nur Conceptionen, ſie zerrinnen und
laſſen nichts hinter ſich zuruück. Aber daß dieſer Trieb ſo
mächtig iſt, daß beweiſt zu gleicher Zeit das Beduürfniß or-
ganiſcher Geſtaltungen in der Geſellſchaft. Wenn alſo ir-
gendwo etwas von ſelbſt auftaucht, ohne Zuthun des
Staates, was ein organiſches Leben gewinnen will, wo
man ſich uüberzeugt, daß dieſes Leben, was ſich zu bilden
beginnt, nicht die beſtehende öffentliche Ordnung ſtort, wo
bei man es in der Hand hat und behaält, die Modalität
des Fortſchreitens zu beſtimmen, da iſt die Gelegen-
heit nicht zu verſäumen, den leeren Raum wieder mit neuen
Lebensformen anzufullen. Wenn ein Streben dieſer Art
ſich kundgiebt, iſt es da nicht Pflicht einer aufmerkſamen
Regierung, einer Regierung, die ſich die Mühe giebt, ſo
viel ſie es vermag, ſich inmitten der Thatſachen hineinzu-
ſtellen, in welchen eine bewegende Kraft ſich kundgiebt, iſt
es nicht Pflicht derſelben, ſtatt zu hemmen, ſtatt zu zer-
ſtoören, vielmehr das keimende neue Leben ſich bilden zu
laſſen langſam, angemeſſen, immer die Erfahrung zu Rathe
ziehend Heierauf geht der Miniſter zu der letzten
Frage uüber, warum ſich die Regierung nicht fur vollſtaän-
dige Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten entſchieden
habe. Er fuührt die Anſichten der beiden Partheien, von
denen die eine den Fortſchritt, die andere die Hemmung
und den Ruckſchritt will, kurz an und erklärt indirekt, daß
er die Anſichten jener Parthei fur ſich als praktiſch maß-
gebend anſehe, welche den Rechtsſtaat als einen Begriffs-
ſtaat anſehe und es mit dem chriſtlichen Prinzip halte, aus
welchem die wahre Volksgemeinſchaft hervorgehe.

Furſt zu Lyn ar ſprach hierauf nach einer kurzen Ein
leitung Folgendes:

Endlich erſcheint der erſehnte Geſetz Entwurf und liegt uns
hier zur Begutachtung vor. Mit der innigſten Freude begruße
ich den leitenden Grundſatz deſſelben, namlich den: daß gleiche
Pflichten auch gleiche Rechte bedingen ſollen. Aber leider be-
merke ich bei Durchleſung der folgenden Paragraphen, daß das
an die Spitze geſtellte Prinzip keine durchgreifende Anwendung
gefunden habe. Die moſaiſchen Glaubensgenoſſen ſollen dadurch
nur wenig neue Rechte und gar keine politiſchen Rechte erwer-
ben; dagegen beabſichtigt das Geſetz, ſie wieder in ein politiſches
Corporationsweſen hineinzuzwängen, welches ein moraliſches
Ghetto fur ſie werden wurde. Wenn nun Se. Excellenz der
Herr Kultus- Miniſter auch die Anſicht äußert, daß dieſe Cor-
porationen den Wuünſchen der Juden entſprechend ſeien, ſo kann

ich ſeine Anſicht nicht theilen, denn viele der geiſtvollſten und
ausgezeichnetſten moſaiſchen Glaubensgenoſſen dieſer Stadt haben
ihre Abneigung gegen dieſe Einrichtung, in ſofern ſie politiſcher
Natur ſein ſoll gegen mich ausgeſprochen.

Auch ich kann mich mit dieſem CorporationsPlan durchaus
nicht einverſtanden erklären. Es wurde wieder ein mittelalterli-
ches Jnſtitut bilden, welches in den immer großartiger werdenden
Bau unſerer Staatseinrichtungen nicht paſſen durfte; es wurde
eine neue Scheidewand ziehen zwiſchen den Staatsbuürgern, wah
rend wir doch bemüht ſind, immer mehr und mehr alle Hinder-
niſſe hinweg zu raumen, um zu einer Einheit des Staatslebens
und des Staats zu gelangen, durch welche die politiſche Macht
und Große deſſelben bedingt wird.

Aus dieſem Grunde halte ich es auch ſehr bedenklich, die
Juden in ihrer gegenwärtigen exceptionellen und iſolirten Stel-
lung zu belaſſen; denn ſo lange ſie nur ihre materiellen Be
dürfniſſe befriedigen können, nicht aber auch ihre geiſtigen, welche
dem gebildeten Menſchen ſo wichtig ſind, ſo lange ſie nicht an
unſerem politiſchen Staatsleben Antheil haben, werden ſie dem
Staate nur zur Halfte angehören und mit ihren geiſtigen Weſen
zu einer Jſolirung gezwungen ſein, die dem Staate gefährlich
werden kann; denn alle Kräfte, deren geſetzlicher Gebrauch nicht
geſtattet wird, können zu Mißbrauch fuühren.

Um ſo bedenklicher erſcheint aber dieſe iſolirte Stellung der
Juden, als man wenigſtens zugeben wird, daß dieſer Volksſtamm
ſich durch ſeltene Jntelligenz durch Beharrlichkeit, durch einen
paſſiven Muth, den nichts ermuüdet, ſo glaänzend auszeichnet,
und wenn man ferner berichtet, daß die Juden in dem
Beſitze von großen materiellen Mitteln ſind, ſo erſcheint es
als ein Akt der Staatsklugheit, ſie vollkommen mit dem
Staate zu identifiziren und ſie, die ſo bereitwillig mit allen
ihren Kraften dem Staate angehören wollen, nicht langer
mit einem Mißtrauen zuruckzuweiſen, welches aus einer ſo
langen Erfahrung als ganz ungerechtfertigt erſcheint und ſie end
lich gegen den Staat erbittern kann.

Die Juden, welche gegenwärtig eine Art von Stagt im
Staate bilden, müſſen als ein fur ſich beſtehendes Element be-
ſeitigt werden. Tauſendjahriger Haß, tauſendjährige Verfolgung
haben ſie nicht auslöſchen können aus der Reihe der Völker.
Wohlan, meine Herren! ſo laſſen Sie uns einen anderen Weg
einſchlagen verſuchen wir, ſie durch Liebe und Verſöhnung zu
den Unſrigen zu machen indem wir den ſchönen Grundſatz des
Geſetzes durchgreifend in Anwendung bringen: gleiche Pflichten,
gleiche Rechte!

Jch will noch auf einen Einwand eingehen, den man ge-
gen die Emancipation der Juden zu machen gewohnt iſt, es iſt
der: daß in einem chriſtlichen Staate die Juden unmoglich po-
litiſche Rechte ausuben konnten. Jch glaube nicht, daß der
chriſtliche Staat als ein Hinderniß betrachtet werden koönne, in
dem die volle Anerkennung jeder menſchlichen Natur, und mit-
hin auch die Anerkennung der Rechte der Juden, recht eigent
lich die Pflicht eines chriſtlichen Staates iſt.

Jch halte nämlich den chriſtlichen Staat keinesweges nur
fur eine Anſtalt, um gewiſſen dogmatiſchen Lehrbegriffen immer
mehr Geltung zu verſchaffen, um gewiſſe religiöſe Aeußerlichkei-
ten (denen ich übrigens die innigſte Verehrung zolle) in das Le
ben zu rufen und ihnen geſetzlichen Schutz zu verſchaffen. Nein,
meine Herren der chriſtliche Staat hat hauptſächlich die Auf-
gabe die chriſtliche Grund Jdee immer mehr und mehr zu ver-
wirklichen. Dieſe chriſtliche LebensJdee aber iſt die Liebe,
und dieſe wird in ihrer Fortbildung, in ihrer praktiſchen An-
wendung die Verſöhnung. Jch ſpreche aus dieſes große
Wort des Chriſtenthums die Verſöhnung, welche nach al-
len Richtungen verwirklicht das ganze Chriſtenthum bildet.



Die chriſtliche Staats-Jdee iſt mithin die Verſoöh-
nung jedes Einzelnen mit der Geſellſchaft. Dieſe allgemeine
Verſöhnung muß in einem chriſtlichen Staate aber auch denen
zugute kommen, bei denen die chriſtliche Liebe noch nicht den
ganzen Jnholt ihrer Religion bildet, damit ſie immer mehr und
mehr hinüber gezogen werden zur Annahme unſeres chriſtlichen
Staats-Prinzips, das auch unter uns immer mehr und mehr
eine wahrhafte Geltung finden möge.

Von dieſen Anſichten geleitet, halte ich den vorliegenden Ge-
ſetz Entwurf fur nicht geeignet, dem Beduürfniſſe zu genugen, und
ich wage daher den Antrag: die hohe Kurie wolle dieſen Entwurf
ehrfurchtsvoll ablehnen und dagegen Se. Majeſtät unſeren Allergna
digſten König und Herrn eben ſo ehrfurchtsvoll bitten, einen anderen
Geſetz- Entwurf vorbereiten zu laſſen, in welchem die Emancipation
der Juden ausgeſprochen oder doch vorbereitet werden möge.

Graf York:
Jch für meinen Theil bin der Ueberzeugung, daß den Ju-

den alle politiſchen und bürgerlichen Rechte gegeben werden
müſſen, und daß dieſes nur eine Rechts Gewährung von Sei-
ten des Staats wäre und dieſen meinen Wunſch, deſſen bal-
dige Erfüllung ich hoffe baſire ich darauf, daß in der neueren
Zeit endlich das Staatsrecht zur Beſinnung gekommen iſt, ſich
ſelbſt erſt recht erfaßt hat und ſich den Staat als von der Kir-
che geſondert gedacht hat und dieſe Sonderung fordert, und je
höher die beiden göttlichen Jnſtitutionen des Staates und der
Kirche mir ſtehen, um ſo entſchiedener muß ich die Trennung
derſelben, ſo weit ſie irgend zuläſſig und möglich iſt, verlan-
gen. Jch habe bis jetzt durch die ganze Geſchichte nur unglück
liche und traurige Verhältniſſe ſich entwickeln ſehen, wo irgend
die Kirche mit dem Staate vermengt worden iſt, wo der Staat
entweder ſeine Gewalt gebraucht hat, um die Kirche oder eine
ſpezielle Konfeſſion aufrecht zu erhalten, oder wo eine Staats
kirche zu ihrem eigenen Wohle geſtrebt hat, den Staat ſich
unterzuordnen. Je mehr ich alſo dieſe Sonderung wünſche
und den Bürger des irdiſchen Reichs von dem Bürger des
himmliſchen Reichs trenne, um ſo mehr verlange ich Gleichſtel-
lung aller dieſer Bürger. Es ſcheint mir aber auch, als wenn
die preußiſche Regierung, die von jeher im Sinne einer edlen
Freiheit gewaltet hat, dieſe meine Anſicht von jeher hat ver
wirklichen wollen. Unſer Geſetzbuch, das, wenn ich nicht irre,
im F. 2 Theil II. Titel 11 des Landrechts einem Jeden Glau-
bensfreiheit verheißt, will offenbar damit kein bürgerliches Recht
beſchränkt wiſſen, ſonſt wäre dieſes ſchon ein äußerliches Be
ſchränken der Glaubensfreiheit, was der Staat nicht will. Der
Staat ſagt aber ferner im F. 13 Th. II. Tit. 11 des A. L. R.:

Jede Kirchengeſellſchaft iſt verpflichtet, ihren Mitgliedern
Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorſam gegen die Geſetze,
Treue gegen den Staat und ſittlich gute Geſinnungen gegen
ihre Mitbürger einzuflößen.

Dies iſt alſo die Forderung, die der Staat an die Mit-
bürger ſtellt, und alles Uebrige, was den Glauben, was die
Religion angeht, hat er bei Seite gelaſſen, und wie mir ſcheint
aus hoher Weisheit. Es iſt auch fernerhin das noch für mei-
nen Wunſch und meine Anſicht anzuführen, daß das preußiſche
Gouvernement von jeher ein gerechtes geweſen iſt, wie ich auch
mit Freuden aus dem Munde des Herrn Miniſters die Beſtä-
tigung davon gehört habe indem es die Abſicht der Räthe der
Krone ſelbſt iſt, das Geſetz von 1812 feſtzuhalten und auf ihm
weiter im Sinne der Freiheit fortzubauen. Das Geſetz von
1812 kann aber nur feſtgehalten werden, wenn man nach der
ſtrengſten Gerechtigkeit gehen will, für alle diejenigen Juden,
die bis dahin weniger Rechte genoſſen haben, und nicht für
diejenigen, die mehr Rechte genoſſen haben. Es ſcheint mir
eine ſolche Beſchränkung nicht gerechtfertigt. Wenn wir uns

denken, daß der Staat vollkommen gerecht ſein will, ſo kann
dieſe Gerechtigkeit nur darin beſtehen, daß er die minder Be-
günſtigten den Begünſtigteren gleichſtellt, und wir haben allerdings
in unſerem Staate ſolche mehrberechtigte Juden. Das Geſetz,
deſſen hier erwähnt worden iſt, welches Napoleon für die jetzige
Rheinprovinz gegeben hat, iſt nur temporair geweſen, iſt nur
auf 10 Jahre gegeben und nach Ablauf dieſer 10 Jahre nicht
erneuert worden.

Sie ſind vollberechtigte Staatsbürger geweſen. Das Glei-
che hat in Weſtphalen beſtanden. Es iſt alſo, nachdem wir
den Entwurf vom Jahre 1812, der beſonders dem neuen Ge-
ſetz-Vorſchlage zum Grunde liegt, einführen wollen eine Be-
ſchränkung der Rechte der Juden. Eine ſolche Beſchränkung
rechtfertigt ſich in keiner Weiſe. Sie haben ſich im Gegentheil
als gute Staatsbürger erwieſen, ſie haben mit gleicher Geſin-
nung wie die Chriſten die Staatslaſten getragen und, ſo viel
mir bekannt iſt, iſt keine Beſchuldigung gegen ſie erhoben wor
den, daß ſie ihren Staatsbürgerpflichten nicht nachkommen. Jch
für meinen Theil möchte daher auf vollſtändige Gleichſtellung
der Juden mit den Chriſten antragen. Jch halte dies aber
noch aus anderen Gründen für wünſchenswerth, denn allerdings
hege ich den Wunſch, daß der jüdiſche Glaube als ſolcher all
mälig verſchwinde. Jch wünſche, daß die Juden Chriſten wür-
den. Die Erfahrung lehrt, daß dazu das beſte Mittel die
Emancipation iſt. Wir haben geſehen, daß die Juden, wo der
Glaubensdruck gegen ſie beſtand, ihm nur deſto zäher wider-
ſtanden haben. Es iſt gleichfalls durch Nachweiſe erhärtet, daß
in den Ländern, wo die Juden den Vollgenuß der politiſchen
Rechte haben, der Uebertritt derſelben zum Chriſtenthum in be-
deutendem Maße zugenommen hat. Jch bin der Anſicht, daß
ein konſequentes Verfahren die völlige Gleichſtellung der Juden
ausſprechen muß und will die hohe Kurie bitten, dieſer Anſicht
beizutreten. Jch erlaube mir nun noch einige Data anzuführen,
die ſich auf den Vortrag des Herrn Referenten beziehen. Un-
ter den mitgetheilten Angaben der Bevölkerungs- Verhältniſſe in
den verſchiedenen Staaten finden wir, daß ſich einige noch, wenn
wir es ſo nennen wollen, ungünſtiger ſtellen, als bei uns ich
führe die Niederlande an. Das Verhältniß, in welchem die
Juden zur Chriſtenbevölkerung ſtehen, iſt allerdings der Zahl
nach für die chriſtliche Bevölkerung ungünſtig; wenn wir aber
Poſen abrechnen, ſo iſt dieſe Erſcheinung minder bedenklich. Jn
ſofern es bedenklich iſt, wie Manche glauben möchten, zu denen
ich aber durchaus nicht gehöre Es würde in der Monarchie
dann nur unter 113 Einwohnern ein Jude ſein, während in
Poſen allerdings die Bevölkerung verhältnißmäßig groß iſt. Es
iſt aber auch, und wie ich glaube, mit Recht, Poſen nicht mit
in Betracht gezogen, und ich ſelbſt würde, wenn ich noch den
Wunſch völliger Gleichſtellung der Juden mit der übrigen Be-
völkerung hege, Poſen zum Theil ausnehmen, weil dort ein
Theil derſelben noch auf einer Kulturſtufe ſteht, daß man, ohne
eine neue Ungerechtigkeit zu begehen, den dort beſtehenden Zu-
ſtand nicht auf einmal aufheben könnte. Jch muß mich der An
ſicht anſchließen, daß es räthlich iſt, die Juden nach und nach
zur vollen Freiheit zu erziehen. Wenn nun, um auf einen
zweiten Punkt überzugehen, behauptet wird, daß in Preußen
ſeit dem Edikt vom Jahre 1812 der moraliſche ſittliche Zuſtand
der Juden ſich gebeſſert habe, ſo wird es auffallend erſcheinen,
daß nach den auf Seite 3 des Gutachtens mitgetheilten Noti-
zen das Verhältniß der Juden in Beziehung auf die Verbrechen
ein ungünſtiges iſt. Jch freue mich, hier ausſprechen zu kön-
nen, daß dieſe Notizen, jedoch ohne Verſchulden des Referenten,
falſch ſind. Jch berufe mich in dieſer Beziehung auf ein mir
vorliegendes Zeitungsblatt, worin erklärt wird, daß dieſe No-
tizen falſch ſind. Nach dieſer Mittheilung des Miniſters Müh-



ler Excellenz iſt das Verhältniß der Juden um mehr als das
Doppelte zu Gunſten der Juden zu ändern. Wenn ich für
nöthig gehalten habe, daß den Juden wie den Chriſten vollkom-
mene Freiheit ertheilt werde, ſo iſt nicht allein die Nothwen-
digkeit eines neuen Geſetzes, ſondern die Nützlichkeit eines ſolchen
damit ſchon ausgeſprochen, und ich brauche kaum zu erwähnen,
daß die Aufhebung der verſchiedenen Geſetzgebungen in einem
und demſelben Staat an und für ſich unerläßlich zur Beſeiti-
gung der bedeutendſten Schwierigkeiten und Hemmniſſe iſt. Jch
kann darum nur befürworten, daß durch ein ſpezielles Geſetz,
das als allgemeines gelten ſoll, dieſer Uebelſtand beſeitigt werde.
Ich werde mir erlauben, bei Berathung der einzelnen Paragra-
phen meine Anſichten ſpeziell zu entwickeln und in mehreren
Punkten der Erklärung des Herrn Miniſters des Kultus ent-
gegenzutreten. Jch unterlaſſe es jetzt, weil ich glaube, daß es
beſſer iſt, da wir noch nicht zu den einzelnen Paragraphen ge-
kommen ſind mir das Wort vorzubehalten.

Nach einigen Gegenbemerkungen des Geheimen Regie-
rungsraths Schroöner erklärte der Graf v. Dyhrn ſeine
Zuſtimmung zu Aeußerungen der beiden vorhergehenden
Redner und hob namentlich hervor, daß er dem Ausſpruche
des Miniſters der Rechtsſtaat ſei ein leerer Begriff nicht
beiſtimmen könne. Der Rechtsſtaat“ ſagte er iſt
der konkreteſte Begriff, er iſt der geſchichtliche Staat, der
in ihr zu ſeinem wahren Rechte kommt. Er iſt fur mich
eine konkrete Wahrheit, er beſteht wahrhaftig und leben-
dig in der Weltgeſchichte und kann kein Staat ſein, wenn
er nicht dieſe konkrete Wahrheit hat“. Graf zu Dohna-
Lauck pflichtete dem Prinzip des Geſetzentwurfs bei und
wollte daher daß die Emancipation nur auf die buürgerli-
chen, keineswegs auf die politiſchen Rechte auszudehnen
ſei. Graf Sierſtorpff erklärte ſich gegen den Geſetzent-
wurf, weil er die Juden nur noch mehr zur Abgeſchloſſen-
heit und zum Widerſtand gegen die Chriſten zwinge und
eine kräftige vollſtändige Emancipation wenn nicht unmog-
lich, doch ſchwieriger mache. Furſt Radziwill behaup-
tete, die Juden hätten vor 1800 Jahren ein Gottesgericht
auf ſich herabgerufen, und wenn ſie von dieſem Gottesge-
richte frei ſein wollten, ſo ſtande ihnen die vollſtändigſte
Emancipation täglich zu, ſobald ſie ihren Glauben abſchwo
ren und zum Chriſtenthum uübertreten wollten. Andere Red-
ner machten einzelne Bemerkungen, worauf die Kurie die
Berathung der einzelnen Paragraphen des Entwurfs vor-
nahm. Die Pruüfung gelangte bis zum F. 13, die alle in
der Faſſung angenommen wurden, wie ſie im Entwurfe
ſtehen. Nur bei dem F. 2 wurde entſchieden daß an die
Stelle des Ausdrucks „Judenſchaft“ zur deſto beſſern
Bezeichnung'deſſen, was man wolle, Synagogen-Verein
geſetzt werde, und zwar in allen Paragraphen, wo Juden-
ſchaft vorkomme. Durch Synagogen- Verein werde be-
ſtimmt ausgedruckt, daß die neue Geſtaltung ſich nicht auf
burgerliche und politiſche, ſondern auf Kultus und Schul-
ſachen beziehe. Und bei H. 11 wurde noch hinzugefügt daß
die Mitglieder des Synagogen-Vereins nicht befugt waären,
mit Berufung auf die landrechtlichen Beſtimmungen die Be-
ſchluüſſe der Repräſentanten und Vorſteher aufzuheben. Da-
mit ſchloß die Sitzung.

(Eingeſandt.)
Aus dem Mansfeldſchen. Dem Beobachter aus

dem Mansfeldſchen ſei doppelter Dank gebracht, einmal für
ſeine in Nr. 132 des Halliſchen Couriers niedergelegten Bemer-
kungen über die wahrhaft erſtaunenswerthen ſchnellen Fortſchritte
des Wachsthums im Pflanzenreiche im Verlaufe des, von vie

len Kurzſichtigen bejammerten, ſpäten Frühjahrs, deſſen Er
gebniſſe manches erhärtete Gemüth auf die unwandelbare Güte
des Allmächtigen hinführen werden dann aber dafür, daß
er ſeine Beobachtungen über das kräftige Gedeihen eines Ge-
wächſes mittheilt, welches noch hier und da auf den ſüdlichen
Abhängen der Mansfeldſchen Berge gebaut wird, und wohl
einer reiflicheren Beachtung werth wäre; nämlich des Wein-
ſt ocks. Beobachtungen führen zum Nachdenken, Nach-
denken veranlaßt Verbeſſern des Mangelhaften. Der
Weinſtock, welcher trotz der ſtiefmütterlichen Behandlungen,
die er im Mansfeldſchen zum großen Theil noch zu er-
leiden hat (weil er ſtete Aufmerkſamkeit und Fleiß verlangt
und nicht jährlich das Kröpfchen ſeines Züchters füllt), lieferte
im vorigen Jahre einen reichlichen Ertrag und hat eine Menge
Fäſſer mit einem Safte erfüllt, der durch ſeinen Genuß man-
ches Menſchenherz erfreuen wird, die Mühe des Winzers aber
für mehrere Jahre anſehnlich belohnt und ſich wieder einmal
ein Recht mehr erworben hat, daß er nicht andern Gewächſen
nachgeſetzt, ſondern gleichgeſtellt werde. Auch dieß Jahr zeigt
er dem fleißigen, unverdroſſenen Weingärtner, der mit Geduld
die magern Jahre ertrug, und ihm nicht die nöthige Pflege
entzog ihn nicht im Unkraute umkommen ließ, die ſchönſten
Ausſichten, ja verſpricht ſogar im Widerſpruche mit dem er-
wähnten verehrlichen Beobachter da eine reichlichere, wenn
auch nicht beſſere Erndte als voriges Jahr, wo ſeine Be-
handlung nach vernünftigen Erfahrungen geleitet und das Wein-
meſſer mit verſtändiger Hand geführt wurde. So lange die
Mansfelder Weinberge, die der Lage und dem Boden nach ſich
recht gut mit den Naumburger Bergen meſſen können, als
Stiefkinder, von manchen als ererbte Laſt angeſehen werden
ihnen der nöthige Dünger entzogen und nicht eine, den neuern
und gereifteren Erfahrungen in der Weinzucht angemeſſene Be-
handlung zu Theil wird; ſo lange der weiße Elbeling vorherrſcht,
man nicht darauf bedacht iſt, weißen und rothen Traminer,
den rothen Ruhländer, den blauen Ruhländer und Schönfeiler
mehr anzubauen, welche auch in weniger günſtigen Jahren rei-
fen ſo lange man nicht vorzieht, lieber weniger und guten,
als viel und ſauern Wein zu ziehen ſo lange man in der Be-
handlung des Weinſtocks das Mittelalter ſich zum Muſter
nimmt, und trotz aller gereifterer Erfahrungslehren ſich nicht
von dem alten Sauerteige losmachen kann: ſo lange darf man
ſich nicht wundern, wenn unſre Weinberge ſelten einmal einen
guten trinkbaren Wein liefern, und wenn ihr Ertrag, nur in
anderes Gewand gekleidet, Abnahme findet. Gelangen wir aber
zum Gegentheil, zu beſſerer Einſicht, zu einer gehörigen Wür-
digung deſſen, was wir an unſern ſüdlichen Bergabhängen ha-
ben, was ſie uns bei gehöriger Behandlung reichen können (an
rühmlichen Beiſpielen fehlt es in Höhnſtedt, Seeburg und
Rolsdorf nicht), dann dürfte mancher Berg nach langer Ruhe
zu einem recht kräftigen Leben erwachen es würde dann man-
che Hand beſchäftigt werden, und, abgeſehen von dem heitern
Treiben und Leben, welches in der Herbſtzeit wieder an den
jetzt zum Theil in trauriger Oede daliegenden Hügeln ſich regen
würde, gar mancher Thaler für die gehabte Mühe aus den
Bergen gezogen werden die jetzt blos zum Spatziergange für
die Schaafe benutzt werden, welche wieder nach dem Thale eilen,
um dort den hungrigen Magen zu füllen. Wenn dieſe Zei-
len auch nur einige Weinbergs- Beſitzer aufmerkſamer auf ihr
Eigenthum machen und zu einer zweckmäßigeren Bewirthſchaf-
tung deſſelben anregen würden, ſo wäre dieß eine große Freude für

einen beobachtenden Weinſtocksfreund
aus dem Mansfeldſchen.



Bekanntmachungen.
Avertiſſement.

Das Königliche Land und Stadt- Gericht
zu Cölleda macht hierdurch bekannt, daß
über den Nachlaß der am 2. Februar 1847
verſtorbenen Frau Kaufmann Suſanna
Friederike Bätz, verwittwet geweſenen
Hempel, geborene Lauche hier, wegen
vorausſichtlicher Unzulänglichkeit deſſelben,
auf Antrag der Erbin, der erbſchaftliche
Liquidations-Proceß eröffnet worden iſt.

Es werden daher Alle, die an den Nach
laß der Frau Kaufmann Bältz, welcher in
einem Wohnhauſe, einem geringen Waa-
renlager und wenigen außenſtehenden For-
derungen beſteht, Anſprüche zu haben ver-
meinen, hierdurch vorgeladen, dieſelben bin-
nen 3 Monaten, und ſpäteſtens in dem
vor dem Herrn Aſſeſſor Wunderlich als
Deputirten, auf

den 25. Auguſt c. früh 10 Uhr
anberaumten präcluſiviſchen Liquidations-
Termine entweder in Perſon, oder durch
einen mit geſetzlicher Vollmacht und Jnfor-
mation verſehenen hieſigen Juſtiz-Kommiſ-
ſarius, wovon den hieſigen Orts Unbekann-
ten die Herren Juſtiz-Kommiſſarien Krü-
ger und Förſter hier in Vorſchlag ge-
bracht werden, in dem Locale des unter-
zeichneten Gerichts zu erſcheinen, den Be-
trag und die Art der Forderung anzuzeigen,
die Beweismittel beizubringen und hiernächſt
die weiteren Verfügungen zu erwarten, bei
unterlaſſener Anmeldung ihrer Anſprüche
und beim Ausbleiben im Termine aber zu
gewärtigen, daß ſie aller ihrer etwanigen
Vorrechte verluſtig erklärt und mit ihren
Forderungen nur an das, nach Befriedi-
gung der ſich meldenden Gläubiger von der
Maſſe noch übrig Bleibende, verwieſen
werden.

Cölleda, d. 17. April 1847.
Königl. Land gin Stadtgericht.

e ch.

Nothwendige Subhaſkation.
Königliche Gerichts-Commiſſion

Mücheln.
Das zu Mücheln im Hospital-Garten

belegene, sub Nr. 124b. cataſtrirte, der
jetzt verwittweten Bürgermeiſter Weiſe,
Auguſte Amalie geb. Sondermann, ge
hörige Wohnhaus nebſt Zubehör, auf 876
Thlr. abgeſchätzt, ſoll unter den im Ter-
mine bekannt zu machenden Bedingungen

auf den 27. Auguſt 1847
von Vormittags 10 Uhr ab

an ordentlicher Gerichtsſtelle zu Mücheln
ſubhaſtirt werden.

Die Taxe und der neueſte Hypotheken-
ſchein können werktäglich in der hieſigen
Regiſtratur eingeſehen werden.
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Freiwilliger Verkauf der beiden Meiſtereien zu Mansfeld
und Eisleben.

Erbauseinanderſetzungshalber ſollen
a) die zu Mansfeld an der nach Leimbach führenden Straße gelegene Meiſterei,

beſtehend in Wohn und Wirthſchaftsgebäuden und daran befindlichem circa 1
Acker haltenden Garten, zum Oekonomiebetriebe und außerdem, wegen ihrer ſehr

bequemen Lage an einer frequenten Straße zu einem Gaſthofe ſich eignend,
am 23. Juli d. J. Vormittags 9 Uhr auf der Meiſterei

zu Mansfeld;
b) die ſich ebenfalls zum Oekonomiebetriebe eignende, zu Eisleben vor dem Ramm-

thore gelegene Meiſterei, beſtehend in Wohn Und Wirthſchaftsgebäuden, nebſt
daran befindlichen circa 3 Acker haltenden Obſt- und Gemüſegärten und mit der
dazu gehörigen Cavillereigerechtigkeit über einige in der Nähe gelegene Ortſchaften,

c) 21 Acker Feld auf der Hüneburg gelegen,
am 244. Juli d. J. Vormittags 9 Uhr auf der Meiſterei

zu Eisleben,
öffentlich an den Meiſtbietenden verkauft werden.

Die Verkaufsbedingungen werden im Termine bekannt gemacht, können auch
Tags vor dem Verkauf auf den genannten Meiſtereien eingeſehen werden.

Ein Theil der Kaufgelder kann hypothekariſch auf den Grundſtücken ſtehen bleiben.
Die Schnellinger'ſchen Erben.

Gänzlicher Ausverkauf.
Der Ausverkauf meines SchnittwaarenLagers beſteht fort und werden ſämmtliche

Waaren zu auffallend billigen Preiſen verkauft.
Michael Preuß, Rathhausecke.

Zugleich ſetze ich ein hieſiges und auswärtiges geehrtes Publikum in Kenntniß, daß
das Watten- Geſchäft eigner Fabrik, kleiner Berlin Nr. 414, früher unter der Firma
G. Jonſon, fortbeſteht, und ſtelle ich bei dem ſchwerſten Gewichte die allerbilligſten
Preiſe. Michael Preuß, kl. Berlin Nr. 414 und Rathhausecke.

Guts- Verkauf.
Daſſelbe, in angenehmer Gegend,

Stunde von einer Stadt gelegen, mit neuen
ſchönen Gebäuden, 5 Morgen Obſtgärten,
5 Morgen Auenwieſen und 90 Morgen
Feld, gutem complettem Jnventar, wobei
2 Pferde und 8 Melkkühe ſind, ſoll für
den billigen Preis von 5500 Thlr. ver-
kauft werden 4000 Thlr. können feſt zu
3/2 pCt. 10 Jahre ohne Kündigung ſte
hen bleiben.

Das Gut iſt ſehr paſſend für Herrſchaf
ten, welche eine kleine Beſitzung wünſchen,
da ſowohl die Wohnlichkeit als angenehme
Gegend hier vorhanden iſt. Auskunft er
theilt der Commiſſionair Wilh. Gähler
in Schkeuditz.

Die diesjährige Grasnutzung von circa
5 Morgen zweiſchürigen Pfarrwieſen, un
weit des Dorfes gelegen, ſoll am 28. d.
M. Vormittags 10 Uhr im hieſigen Gaſt
hofe zum Rehbock öffentlich meiſtbietend
unter den im Termine bekannt zu machen-
den Bedingungen verpachtet werden.

Trotha, den 21. Juni 1847.
Gueinzius, Paſtor.

Eine freundliche meublirte Sommer-
wohnung wird zum 1. Juli leer

Lucke Nr. 1403.

Ein Bauplatz an der Saale mit Stall“
gebäuden iſt in Unter- Glaucha verände?
rungshalber baldigſt zu verkaufen. Nähe
res Neumarkt, Geiſtſtraße Nr. 1276 a un
ten beim Wirth.

Die in meinem vor dem Ranniſchen
Thore neu erbauten Hauſe eingerichteten
Logis, beſtehend in 7 Stuben, 7 Kam-
mern, 3 Küchen, 1 Entrée, geräumigen
Kellern und Boden, Waſchhaus, Pferde-
ſtall und Feuerungsgelaſſe, auch Mitgenuß
des Gartens, ſtehen von Johannis d. J.
an ſofort zu vermiethen.

Carl Fiſcher, Jäger.

Geſuch eines Geſchäfts-Theil-
nehmers.

Für ein bereits ſeit Jahren beſtehendes,
ſehr gut rentirendes An gros- Geſchäft
wird ein junger thätiger Kaufmann, der
wo möglich die Geſchäftsreiſen mit beſorgen
könnte, als Theilnehmer geſucht. Derſelbe
hätte nur die nöthige Einlage von etwa
2000 Thlr. zu machen und würde ſich in
Bezug auf Verhältniſſe eine angenehme
Exiſtenz verſchaffen können. Nur ſolide
Offerten werden unter der Chiffre E. poste
restante Merseburg frei erbeten und er
wiedert.



Offener Arreſt.
Nachdem durch ein heute abgefaßtes Er

kenntniß unſerer Deputation über das Ver-
mögen des hieſigen Kaufmanns Fleiſcher
der Concurs eröffnet worden', ſo werden
hierdurch alle diejenigen, welche dem Flei-
ſcher Sachen, Gelder oder Verbindlichkei
ten irgend welcher Art ſchulden, Gerichts
wegen angewieſen, ſolches dem Gerichte ge
treulich anzuzeigen, von denſelben nichts an
den Gemeinſchuldner, ſondern alles nur an das
unterzeichnete Gericht abzutragen, widrigen
falls eine ſolche Zahlung als ungültig an-
gefochten und von dem Schuldner ander
weit gefordert werden muß; derjenige, wel
cher dergleichen Sachen verſchweigt, aber
auch ſeines etwanigen Unterpfandes oder
andern Rechts verluſtig gehen wird.

Zeitz, den 11. Juni 1847.
Königl. Land u. Stadtgericht.

Roſenfeld.

Verkauf von mehreren Grund-
ſtücken.

Zu verkaufen ſind:
a) ein Bauplatz von ca. 120 Ellen Stra-

ßenfronte und 4200 [DEllen enthaltend,
für 7000 Thlr.,

ein Grundſtück mit Vorder und Sei-
tengebäuden welches jährlich 540 Thlr.
einträgt, für 8800 Thlr.,

und
c) eins dergl. mit Vorder-, Seiten

Mittel und Nebengebäuden, ingl. Hof-
und Gartenraum, welches mit der zu
ſelbigem noch abzulaſſenden Bauſtelle
von ca. 1400 [D Ellen zuſammen 4560
D Ellen Flächenraum enthält, für
26,500 Thlr.

Sämmtliche Grundſtücke ſind in einer der
frequenteſten Straßen des neuen Anbaues
in Leipzig, nahe der Leipzig Dresdner Ei-
ſenbahn gelegen. Auf frankirte Anfragen
theilt das Nähere mit

Advokat Gieſecke in Leipzig.

Ein gewandter und mit guten Zeugniſ-
ſen verſehener Kellner findet ſogleich oder
zum nächſten Erſten Condition im »Caffee
haus zur Börſeg in Halle. Alles Nähere
auf perſönliche Anfragen.

Es ſind in meinem neu erbauten Hauſe
einige freundliche Logis von Michaelis an
zu vermiethen.

Mauermeiſter Berner jun.
Taubengaſſe Nr. 1781 b.

Beſtellungen auf Lehmſteine werden an
genommen beim

Mauermeiſter Berner jaun,
Taubengaſſe Nr. 1781 b.
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Wittekind
iſt noch ein Wickelkind. Es liegt zwar nicht in den letzten Zügen, aber in den Win
deln, und bis jetzt hat ihn nur ſein Väterchen das Horoskop geſtellt. Den Unterzeich-
neten ſuchte der Jnhaber des Bades auf und engagirte ihm in der Eigenſchaft als
Balneotechniker und Bade-Jnſpector. Jeder weiß daß der Jnhaber zu der Zeit weder
einen Reſtaurateur gewonnen hatte, noch einen Badearzt gewinnen wollte. Er bedurfte
daher eines Lückenbüßers erſt ſeit Kurzem hat ſich dies Sachverhältniß verändert, und die
Intereſſenten brauchten unter den veränderten Umſtänden keinen Bade-Jnſpector mehr,
ſondern nur eine Gelegenheit, um von den koſtſpieligen Verpflichtungen gegen ihn
freigeſprochen zu werden. Das Geſchick oder Mißgeſchick läßt ſolche erwünſchte Ge
legenheit zur Verſuchung nie fehlen.

Wer hätte nicht das in dieſem Jahre bei Schwetſchke u. Sohn in Verlag gegebene
Buch geleſen betitelt: »Der religiöſe Wahnſinn, ein Beitrag zu den religiöſen
Wirren der Gegenwart« 2c.? Jm Grunde genommen will oder kann der große Pſychia-
triker die Welt zwar nicht von ihrem religiöſen Wahnſinn heilen, ſondern ihr aus
19 verſchiedenen Krankengeſchichten zunächſt nur den Beweis liefern, daß ſie in ihrem
Streben zur Unendlichkeit von dem angegebenen religiöſen Wahnſinn befallen ſei, wie
gerade die berufenen Jrrenärzte am beſten zu beurtheilen wiſſen. Bei dieſer Gelegen
heit will ich denn nur gleich offen geſtehen, daß auch ich in dem genannten Streben
zur Unendlichkeit vor 17 Jahren von demſelben religiöſen Wahnſinn befallen geweſen
bin, deſſen böſe Geiſter-Legion, nachdem ſie von mir ausgetrieben worden ſeit dieſer
Zeit die übrigen Kinder der Welt ergriffen hat, während bei mir ſelbſt, wie mir
alle verehrten Curgäſte gern bezeugen werden von jenem myſtiſch-religiöſen, finſtern
miſanthropiſchen Geiſte auch nicht mehr die leiſeſte Spur zurückgeblieben iſt. Seit die
ſer Zeit klitſchere ich, um nach dem Propheten Jeſaia zu ſprechen, mit allen Bäumen
der Erde im erquicklichen Humor des Lebens in die Hände, und möchte Jubellieder:
dieſe Zeit erlebt zu habeng, anſtimmen. Denn dieſe allgemeine, vom Prof.
Jdeler angedeutete, Seelenkrankheit kommt ja doch nur auf einen epidemiſchen
Schnupfen in Folge eines ſchnellen Temperaturwechſels heraus, welcher die Befallenen,
welche ſich gern mit den Tagesneuigkeiten beſchäftigen, bis zum Delirium quält. Die
von Jdeler bezeichneten Wirren der Gegenwart ſind Wehen, aber von ganz anderer
Art: die Jungfrau Europa iſt ſchwangerz deß laſſet uns froh ſein! Unſere
Zeit iſt ſchwanger mit dem Meſſias der Juden, welcher kommt, ihnen das chriſtliche
Heil, nicht aber das antichriſtliche Unheil zu bringen. Er kommt, oder die Schrift
und alle Zeichen der Zeit lügen. Aber der große Pſychologe, Herr Dr. Jdeler, will
dieſe Zeit und ihre Zeichen nicht erkennen, trotz dem die Jrrſinnigen ſelber dazu dienen
müſſen, ihm die Wahrheit dieſer großen Begebenheit in die Hand zu geben; er will
die Zeit aufhalten er will das neugeborne Kind in den Mutterleib zurückbringen; er
ſcheint ſogar zu befürchten daß das in den Windeln befindliche Wittekind dermaleinſt
den eigentlichen Judenbefreier entfalten und geſtalten möchte, und damit wäre ſeine
unſterbliche Seelenheillehre zu Schanden geworden. Um dem entgegenzuarbeiten, mußte
er das Wittekind, deſſen Geſchlecht noch zweifelhaft geblieben, zunächſt meinen Hän-
den zu entziehen ſuchen, und indem der eigentliche Pflegevater deſſelben auf die gewalt-
ſame Jndication oder Jdeen Aſſociation des Jrrenarztes eingegangen iſt, ſo machte ſich
alles Uebrige von ſeltſt. Allein Recht muß doch Recht bleiben, und die Zeit wird ihre
Geiſter: mich, den Dr. Jdeler, das Wittekind und Herrn Heinr. Thiele, wie ſelbſt
den Judenkönig rechtfertigen.

Die plötzliche Auflöſung meines Dienſtverhältniſſes muß in den Augen des Unein-
geweihten ein trübes Licht auf mich werfen und kann nicht anders als meinem Rufe
ſchaden. Aber in der Ueberzeugung, daß unter allen Curgäſten auch nicht Einer ſei,
der mir nicht das Zeugniß geben möchte: ihm nach allen Kräften des Jnſtituts voll-
kommen Genüge zu verſchaffen geſucht zu haben ſo erſuche ich im Jntereſſe der Wahr-
heit und der genannten Badeanſtalt Jeden, der etwa eine andere Anſicht von der hier
gegebenen Sachlage gewonnen oder der irgend eine Beſchwerde gegen mich zu haben
vermeint:

»damit ſchonungslos öffentlich hervorzutreteng
und ſomit Herrn Thiele auf jegliche Art und Weiſe die rechten Jndicien und Be
weismittel gegen mich auf direktem Wege einzuhändigen.

Giebichenſtein, den 8. Juni 1847.
Der Bade Jnſpector Seyfert.

Gebauerſche Buchdruckerei.
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Beilage zu Nr. 143
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Zeitung für Stadt und Land.
Mittwoch, den 23. Juni 1847.

HalliſcherCouriers,
22

Bekanntmachung.Gemäß der Beſtimmung zu VII. der Allerhöchſten KabinetsOr-
dre vom 18. Juli v. J., die Betheiligung von Privatperſonen bei
der Bank betreffend, wird an alle BankAntheilseigner die Aushan-
digung der auf ihren Namen lautenden Bank-Antheilsſcheine, nebſt
den dazu gehörigen Dividendenſcheinen, vom 15. Juli d. J. ab,
hier und in den Provinzen bei derjenigen Bankſtelle, wo die Zeich-
nung ſtattgefunden hat, erfolgen, und dabei zugleich nach g. 36 Nr. 1
und g. 98 der Bank- Ordnung vom 5. October v. J. eine vorlaäufige
Dividende von 3! pEt. jährlich für das erſte Semeſter d. J., vom
Tage der geleiſteten Einzahlungen bis Ende Juni d. J. gerechnet,
baar ausgezahlt werden.

Jeder Bank-Antheilseigner erhält Anfangs Juli d. J. von dem
Königl. HauptBank Direktorium noch eine beſondere ſchriftliche Auf-
forderung zur Empfangnahme beſagter Papiere und Gelder, nebſt
Rechnung darüber und ein Schema zur Quittung.

Berlin, den 18. Juni 1847.
Der Chef der Bank, Geheime Staats-Miniſter

(gez.) Rother.
Das 2aſte Stück der Geſetz Sammlung welches heute ausgegeben

wird, enthaält: unter
Nr. 2854. die Allerhoöchſte Kabinets-Ordre vom 3. Mai d. J., be-

treffend die Ermaäßigung des Eingangs Zolles fur Oel
in Faſſern; desgleichen

2855. vom 28. deſſelben Monats betreffend die den Anklamer
und Ueckermuünder Kreisſtanden in Bezug auf die dorti-
gen Chauſſeebauten bewilligten Rechte.

Berlin den 21. Juni 1847.
Geſetz-Sammlungs-Debits-Comtoir.

Deutſchland.
Berlin, d. 21. Juni. Jhre Durchlauchten die Prin-

zen Friedrich und Nikolaus zu Schleswig -Hol-
ſtein-Sonderburg-Glucksburg, ſind, von Ballenſtädt
kommend, nach Hamburg hier durchgereiſt. Se. Ex-
cellenz der Geheime Staatsminiſter und Praſident des
Staatsraths, v. Rochow, iſt nach Reckane, und Se.
Excellenz der Kaiſerl. ruſſiſche General der Kavallerie und
Kriegs-Miniſter, Fuürſt Tſchernyſcheff, nach Kiſſingen
von hier abgereiſt.

Nach dem Militair- Wochenblatte vom 19. d. iſt dem
General der Kavallerie zur Dispoſition, v. Borſtell, mit
ſeiner bisherigen Penſion der Abſchied bewilligt worden.

A Berlin, d. 20. Juni. Unter unſerer Judenſchaft
herrſcht in Folge der eben beendeten Landtagsdebatte über
ihre Verhältniſſe eine ſehr getheilte Stimmung. Obwohl
nicht zu leugnen ſteht, daß ihnen ſehr entſcheidende Rechte
vindicirt ſind, wohin namentlich die Anſtellungsfähigkeit fur
alle ſtaatlichen und akademiſchen Aemter, ſo wie die Ge-
ſtattung der Civilehe unter ihnen ſelbſt und der Ehe zwi-
ſchen Juden und Chriſten gehoört; ſo iſt doch alles dies
mehrentheils nur mit geringen Majoritaten von der Stande-
kurie angenommen, von der Herrenkurie ganz abgelehnt
und andrerſeits nicht ohne herbe Gegenſätze geblieben, in
dem ihnen bekanntlich die ſtändiſchen Rechte und Wurden
ganz abgeſprochen worden. Tiefer noch als dieſe factiſchen
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Reſultate ſcheinen indeß die prinzipiellen Anſichten auf die
Juden zu influiren, welche bei verſchiedenen Anlaſſen der
Debatte vom Miniſtertiſch uber das Weſen des chriſtlichen

Staats und die Stellung des Judenthums in ihm gefallen
ſind namentlich gehört dahin die einerſeits eben ſo wenig
unabſichtliche als andererſeits entſcheidende Aeußerung des
Miniſters v. Bodelſchwingh, das Gouvernement halte die
Juden fur Fremdlinge und muſſe dabei beharren, ſie
als ſolche im chriſtlichen Staat zu behandeln. Gerade dies
Wort hat eine tiefe Niedergeſchlagenheit hervorgerufen,
weil es allen Emanzipationshoffnungen die Zukunft abſchnei-
det. Es iſt ein ſeltſames Ding mit den Vorurtheilen, wel
che ſchon die Muttermilch uns eintränkt. Während die
Aufklärung, Humanität, Civiliſation, ja das einfachſte po
ſitive Recht den Juden zur Seite ſteht, während die ein-
flußreichſten Kammerredner fur ſie mit Feuer und Kraft
das Wort ergreifen, dergeſtalt, daß in der erſten Sitzung
einige dreißig Redner fur die Juden und nur zwei gegen
ſie auftreten, bleibt dennoch die ſchweigende Menge der
Votanten unuüberzeugt, und der Staat, darauf ſich ſtutzend,
kann, ja, wenn man will, mußte feſthalten am tauſendjäh-
rigen Unrecht. Die Juden machen ſich denn auch daruüber
keine Jlluſion. Jhrer Sache iſt von gewandten, beredten
und rechtſchaffenen Männern aufs neue das Wort geliehen,
ihre Sache iſt dadurch wirklich gefordert und wird langſam
weiter ſchreiten auf der Bahn der Befreiung; aber von
dem Reſultat einer wirklichen, oder auch nur einer relati-
ven Emanzipation, wie man ſie vor der Debatte von dem
Landtage allgemein zu hoffen wagte, ſind die Juden zur
Zeit völlig entfernt geblieben.

Die Herrenkurie hat geſtern und vorgeſtern ſämmtliche
Verfaſſungsanträge erledigt und dieſelben gelangen daher
noch in der Mitte dieſer Woche an die Standekurie, ſo
daß der Vereinigte Landtag bis Ende der Woche, wie wir
ſchon mittheilten, beſtimmt geſchloſſen ſein wird.

Von der freien Gemeinde in Koönigsberg iſt ein Dank-
ſchreiben an die Ständekurie fur das von ihr in der Diſſi-
dentenfrage abgegebene liberale Votum eingegangen. Wahr-
ſcheinlich wird der Vertreter der Stadt Königsberg, Abg.
Kaufmann Heinrich, daſſelbe morgen mit einigen Worten
dem Landtage uüberreichen.

Zu den mehrerwähnten Werken uber die Landtagsver-
handlungen geſellt ſich jetzt noch ein neues: Eine Auswahl
der vorzuüglichſten Reden, welche zugleich mit kurzen biogra-
phiſchen Abhandlungen uber die betreffenden Redner beglei-
tet werden ſollen. Wird die Auswahl richtig getroffen, ſo
ſcheint das Unternehmen ſo uübel nicht. Es wird wie wir
hören von einer der namhafteſten hieſigen Handlungen be-
gonnen.

Eine Art von Schlußeſſen oder Schlußfeſt, wenn auch
nur unter begrenzterer Theilnahme, ſcheint jetzt doch noch
vor der Abreiſe der Deputirten zu Stande zu kommen. Es
geht einmal in Deutſchland nicht anders.

Breslau, d. 17. Juni. Jn der am vergangenen
Sonntage abgehaltenen chriſt- katholiſchen Gemeindeverſamm-
lung iſt der Beſchluß der Deputirten ſämmtlicher preußi-
ſchen Gemeinden, d. d. Berlin 28. Mai d. J. daß das
Patent vom 30. Marz keinerlei Anwendung auf die Ber



hältniſſe der hieſigen chriſt katholiſchen Gemeinde finden
könne einſtimmig angenommen worden. Es läßt ſich ein
gleiches Verfahren von allen ſchleſiſchen Gemeinden erwarten.

Lobenſtein, d. 17. Juni. Man war auf den Ein-
fall gekommen, dem Fürſten von ReußLobenſtein zum An
denken ſeines Regierungs Jubiläums ein prächtiges Denk-
mal aus Gußeiſen zu ſetzen. Es war gut gemeint; denn
das Volk hat den Furſten lieb und das mit vollem Recht.

Eiſenbahn- Actien.

Alle Anſtalten waren ſchon getroffen.
fertig und in der Gießerei der Guß vorbereitet.

Die Modelle waren
Da hoört

Er läßt ſich Vortrag daruber thun undder Furſt davon.
giebt den Beſcheid: Jch will kein Denkmal durch den Gie-
ßer und Steinmetzen. Mir ein Denkmal machen, das kann
ich ſelbſt. Und das Setzen kann ich auch. Jch will es
machen und ſetzen in den Herzen meiner Untertha-
nen. So wird's gut laſſen, und der Freud' und der Ehr'
hab ich genug davon. Man ſtellte darauf vor, wie
Vieler Freude es truüben wurde, wenn das Vorhaben auf-
gegeben werden müßte: Umſonſt! Es bleibt bei dem
gegebenen Beſcheid ſpricht der Furſt lächelnd. Das
Denkmaliſiren iſt meine Sache, und ich werde es thun
auf meine Weiſe.

Großbritannien und Jrland.
London, d. 15. Juni. Die Politik des Miniſteriums

in Betreff Portugals iſt im Oberhauſe mit 66 gegen 47
Stimmen gutgeheißen worden.

Vermiſchtes.
Düſſeldorf, im Juni. Aus Sudweſt zog am

11. Mai, Nachmittags gegen 4 Uhr, ein Gewitter heran,
welches ſich mit einem heftigen Regen entlud. Drei junge
Mädchen aus dem Dorfe Hamm, Ober-Buürgermeiſterei
Duüſſeldorf, im Felde nächſt Hamm mit Krauten beſchäftigt,
Gartnertöchter von 13 bis 14 Jahren, ſuchten augenblick
lichen Schutz vor dem Regen unter einem auf dem Felde
freiſtehenden kleinen Baume, gegen den ſie ſich, wie andere
Leute im Felde aus einiger Ferne bemerkten, mit dem Ruücken
ſtehend anlehnten. Plotzlich zwiſchen 4 und 5 Uhr ent-
fuhr mit rollendem Donner ein Blitzſtrahl in den Baum
und ſchlug dieſe drei Mädchen todt zu Boden. Die Rinde
des Baumſtammes war von oben herab, der Länge nach,
ine 3 Fuß, ein Fuß in der Breite und Fuß tief ge-
riſſen.

Elberfeld. Der Gußſtahl in Bochum iſt jetzt ſo
vortrefflich daß letzthin ein einziger Fabrikant 20,000 Pfd.
allein fur Sägeblatter beſtellte.

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin, den 21. Juni.

Zf. Brief Geld. Zf.Brief. Geld.
St. SchuldSch. 31/, 931 928 Pomm. Pfndbr. 3 958
Seeh. Präm. K. u. Nm. do. 3 947 948Scheine. 952 95 Schleſiſche do. 31 97
Kur u. Neum. do. Lt. B. ga-Schuldverſchr. 3! 90 s rant. do. 3
Berliner Stadt

Obligat. 3 93 SWſtpr. Pfandbr. 3 93 Frdrchsd'or. 137 13Großh. Poſ. do. 4 11013 Auguſtd'or. 12 12
do. do. 3 93 92 Gold al marce.Oſtpr. Pfandbr. 31/2 962/, 961/, Disconto

Volleing. Zf. 3f.Amſt. Rott. 4 948 G. Rhein. Stm. 4 843 bz.
Arnh. Utr. 4 do. P. Obl. 4 SBrl. Anhalt. 4 111 bz. do. v. St. gar. 3
do. do. P. Obl.. 4 Sächſ. Bair.! 4 87 G.
Berl.- Hamb. 4 1108), bz. Sag.-Glog. 4
do. P. Obl. 4/,98 a bz. u. G. do. P. Obl. 4
Brl. Stettin 4 109 bz. St.-Vohw. 4 SBonn Köln. 5 Thüringer. 4 (933 B.Bresl. Freib. 4 W.-B. C. -0. 4 86 B.
do. do. P. Obl.. 4 Zarsk. Selo.Cöth. Bernb. 4 r S nCr.Ob. Schl. 4 76 G. Quittungs- SDüſſ. Elberf. 4 104 B. Bogen. S
do. do. P. Obl. 4 a 49 (7Gloggnitz. 4 eHmb. Bergd. 4 Aach.-Maſtr. 20 83 B.Kiel-Alton. 4 1110 B. Berg. Märk. 50 83 B.Leipz. Dresd.. 4 Berl. Anh. B. 45 (99 G.
Magd. Hlbſt. 4 Bexb. Ludwh. 70
Magd. Leipz. 4 Brieg-Neiſſe. 55 Sdo. P. Obl. 4 Chemn. Riſa. 80 SN. Schl. Mk. 4 877 bz. Köln Mind. 80 (935/, bz. u. B. G.
do. P. Obl. 4 (92 G. d. Thür. V. 20 85 B.
do. P. Obl. 5 1017 B. Dresd. Görl. 90
Nrdb. K. Fd. 4 Löb. Zittau. 70OSchl. Lt. A. 4 105 B. Magd. Witt. 20 84 B.
do. P. Obl. 4 Mecklenburg. 60 74 B.do. Lt. B. 4 099 B. Nordb. F. W. 60 72 bz.

Potsd. Mgd. 4 953 B. Rh. St. Pr. 70 89 G.
do. P. A. B.. 4 Starg. Poſ. 30 83 B.
do. do. 5 11017,, bz.

t (Schluß der Börſe 3 Uhr.)
Leipzig, den 21. Juni.

jere, Ange Staatspapiere. Ange-Staatspapiere. hoten. Geſucht Actien excl. Zinſ. boten. Geſucht.

Königlich Sächſiſche K. K. Oeſtr. Metall.
Staats- Papiere pr. 150 fl. Conv.
à 39 im 14 F. 25 lauf. Zinſenvon 1000 u. 500 91 à 4 à 1039) im Skleinere S à 3079 14 F.
do. do. v. 5001 9977

Königl. Sächſ. Land
rentenbr. à 3 Pr. Frdrd'or. à 5
im 14 F. auf 1000von 1000 u. 500 (092 And. ausl. Louisd'or
kleinere S à 5 nach gerin-Königl. Pr. Steuer germ Ausmünzfu-
Kredit Kaſſenſch. ßer auf 3001 12à 39 im 20fl. F. Conv.- Spec. u. Gld.
von 1000 u. 500 88 m auf 100h Skleinere S idem 10 u. 20 Kr.Leipz. Stadt Obli- auf 1000 3gationen à 39 im
33von 1000 u. 500 90 Vct. d. W. B. pr. St.

kleinere à 103Sächſ. erbl. Pfand- Leipz. Bank Actien
briefe à 31 à 250 pr. 100 167von 500 S Eeipz Oresd. Eiſnb.von 100 u. 25 S S Actien à 100
S. lauſitzer Pfand- pr. 100 114 Sbriefe à 39 FSächſiſch-Baier. do.
S. lauſitzer Pfand- pr. 100 87 Sbriefe à 3 FSächſiſchSchleſ. do.
Lpz.-Orsd. Eiſenb. pr. 100 100' SP.-Obl. à 31 104 Chemnitz Rieſaer
K. Pr. St. Schuldſch. do. à 100- pr. 100o00 59/,
à 31/, in Pr. Ct. Löbau- Zittauer do.

pr. 1001 (92 pr. 100 57 SHamb. Feuerk.-Anl. Magd.-Lpz. do. incl.
à 3 (300 Mk. Div. Scheine do.Bco.150 J pr. 100o1 (114

d. h. Steuer Kredit und Staats Schulden Kaſſenſcheine.



Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Preuß. Gelde.)

Magdeburg, den 21. Juni. (Nach Wispeln.)

Weizen 124 Gerſte 7Roggen 104 e Hafer 44 48Quedlinburg, den 16. Juni. (Nach Wispeln.)
Weizen 116 122 Gerſte 62 74Roggen 94 110 Hafer 36 45Raffinirtes Rüböl, der Centner 111,118
Rüboöl, der Centner 11
Leinöl, der Centner 118/12

Nordhauſen den 19. Juni.

Weizen 4 20 A. bis 5 5Roggen 4 4 20Gerſte 2 15 s 3 a oHafer 1 18 e 1 22Rüböl der Centner 111
Leinöl der Centner 13

Getreidebericht. Berlin, den 21. Juni.
Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt:

Weizen nach Qualität von 110 120
Roggen 92-95

Lieferung pr. Juni 91 Bf., 90 bz. u. Bf., 90. G.
pr. Juni Juli 80 Bf., 79 G.
pr. Juli Auguſt 74 Bf. 73 G.

Große Gerſte loco 70--72 kleine 68
Hafer loco nach Qualität 44 48
Ruüböl loco 112, 7

Herbſt 115,1
Spiritus loco 36 37 pr. Juli Aug. 37 Bf.

Kanal-Liſt en. Den Finow- Kanal paſſirten am 19. Juni:
100 Wſpl. Weizen 543 Wſpl. Gerſte, 207 Wſpl. Hafer, 17 Wſpl.
Erbſen 1430 Etr. Mehl, 1694 Etr. Oel.

Berlin, d. 19, Juni. Ungeachtet der Wollmarkte hatten die
Landzufuhren von Getraide, durchſchnittlich genommen im Laufe dieſer
Woche ſich nicht vermindert; es wurden zugeführt: 46 Wſpl. Rog-
gen, 17 Wſpl. Gerſte, 72 Wſpl. Hafer und die heutigen Schluß-
preiſe waren

00/103 Rthlr. für Roggen, 62/66 Rthlr. fur Gerſte, 38/48
Rthlr. für Hafer. Waſſerwarts waren die Zufuhren reichlich, die
Abfuhren aber nur gering; durch deu Finow- Kanal gingen: 322
Wſpl. Weizen, 2376 Wſpl. Roggen, 13 Wſpl. Gerſte, 900 Wſpl.
Hafer c. 9200 Etr. Mehl; dagegen zur Elbe hinuber nur: 185 Wſpl.
Weizen 282 Wſpl. Roggen, 100 Wſpl. Hafer. Die Abrichtungen
per Eiſenbahn, ſo weit dieſe zu überſehen, blieben anhaltend ſehr
bedeutend. Der Verkehr in Getraide hatte keinen ſehr großen Um

11

Waſſerſtand der Saale bei Halle.
am 21. Juni Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 1 Zoll.
am 22. Juni Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 1 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 21. Juni: 28 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 21. bis 22. Juni.

Jm Kronprinzen Hr. Gutsbeſ. Kroöhmer a. Breslau. Hr. Par
tik. Haaſe a. Hamburg. Hr. Juſtiz Comm. Berger a. Stolpen.
Hr. Reg. Rath Großmann a. Oppeln. Hr. Gutsbeſ. Radke a.
Barskubinen. Hr. Juwelier Schönfeld a. Danzig. Hr. Jngen.
Zimmermann a. Stettin. Hr. Künſtler Albert a. Wien. Die
Hrrn. Kaufl. Ruck a. Wurzburg, Gravenhorſt a. Braunſchweig,
De a. Magdeburg, Scheuermann a. Elberfeld, Jark a.

amburg.
Stadt Zürich Hr. OLGEChef- Präſident Nettler, Hr. OLG.Aſſeſſ.

Nettler u. Hr. Referendar Nettler a. Naumburg. Frau Guts-
beſ. v. Petersdorf m. Fam. a. Großenhain. Hr. General Su-
perint. Dr. Clenz„ m. Frl. Tochter a. Blankenburg. Hr. Prof.
Klupp a. Raſtenburg. Die Hrrn. Kaufl. Könicke a. Leipzig,
Koch a. Zeitz, Schulz a. Berlin Wertner a. Hamburg, Frankel
a. Paderborn.

Goldnen Ring Hr. JuſtizComm. Seeligmüller a. Cönnern. Hr.
Fabrik. Muüller a. Dresden. Die Hrrn. Kaufl. Haärting a. Leip
zig, Neuſtädel a. Frankfurt. Hr. Oekon. Weiſchütz a. Berga.

Goldnen Löwen: Hr. Gutsbeſ. Silberberg m. Fam. a. Kaſſel.
Hr. Pred. Ruütenick m. Fam. a. Allſtedt. Hr. Rent. Elbingen
a. Stettin. Die Hrrn. Kaufl. Lehmann a. Berlin Goööpner a.
Nordhauſen Zillens a. Oberthau.

Schwarzen Bär: Hr. Fabrik. Küchenthal a. Buhla. Hr. Muſikus
Lauterbach a. Reinfeld. Hr. Oekon. Schröder a. Thale. Die
Hrrn. Kaufl. Holler a. Dresden, Fiſcher a. Berlin.

Stadt Hamburg Hr. Dr. phil. Gilden m. Fam. a. Helſingsfeld.
Die Hrrn. Kaufl. Kramer a. Magdeburg, Negler a. Halberſtadt,
Krauſe a. Berlin. Hr. Gutsbeſ. Parowsky a. Poſen.

Goldne Kugel: Hr. Lieut. Baron v. GoldſteinBerge m. Fam. a.
Mainz. Hr. Oekon. Kämmerer a. Die Hrrn.Kaufl. Maukiwitz a. Mühlhauſen, Leſſer a. Brotterode, Fraänkel
a. Wurzburg, Schrei a. Aſchaffenburg, Freude a. Berlin. Hr.
Fabrik. Zützſchler a. Berlin.

Zur Eiſenbahn Hr. Baron v. Puttkammer, Hr. Prof. v. Mans
dorf u. Hr. Kaufm. Bech a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. Lauen
berg u. Koller a. Weimar, Naumann u. Selbſter a. Hamburg.

fang. Hr. Partik. Hartinghain m. Fam. a. London.

Bekanntmachungen.
Nothwendiger Verkauf.

Patrimonial- Gericht Freiroda.
Die zu Freiroda im Kreiſe Delitzſch

gelegene, dem Johann Gottfried Wag-
ner gehörige Schmiede-Beſitzung nebſt Hof,
Garten und Gemeindetheilen, abgeſchätzt
auf

1865 Thlr.
zufolge der nebſt Hypothekenſchein in unſe
rer Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll

am 24. September d. J. Vormittags
11 Uhr

an Gerichtsſtelle zu Freiroda ſubhaſtirt
werden.

Freiwilliger Verkauf.
Patrimoni al enret von Burg-

eßler.Das zum Nachlaſt des Johann Gott-

hilf Eduard Scherling von Hohn-
dorf gehörige, sub No. 9. Cat. daſelbſt
belegene Hinterſättlergut nebſt Zubehör,

zufolge der nebſt dem neueſten Hypotheken-
ſcheine in unſerer Regiſtratur zu Eckarts-
berga einzuſehenden Taxe auf 3274 Thlr.
gerichtlich abgeſchätzt, ſoll auf

den 23. Juli 1847 Vormittags
11 Uhr

an Gerichtsſtelle zu Burgheßler ſub-
haſtirt werden.

Haus- Verkauf. Den 29. Juni
d. J. Vormittags 10 Uhr ſoll in der Woh
nung des Unterzeichneten ein in der Halli-
ſchen Straße Nr. 496 belegenes Wohnhaus
mit 5 Stuben, 5 Kammern Kaufladen,
2 Küchen, Böden, Pferde- und anderen
Ställen, Kellern, Seiten- und Hinter-
gebäuden, Brunnen und ziemlichem Hof-
raum, nach den im Termine bekannt zu
machenden Bedingungen ver änderungshalber
an den Meiſtbietenden verkauft werden.

Zahlungsfähige Käufer ladet hierdurch
ein

Eisleben. Bergheim.

Eltern auf dem Lande ſuchen zu Mi-
chaelis d. J. für die Erziehung ihrer drei
Kinder von 6 10 Jahren einen Lehrer,
Candidat d. Theologie, welcher wo möglich
ſchon längere Zeit Unterricht ertheilt hat
und mit Liebe für ſeinen Beruf die wiſſen
ſchaftliche und moraliſche Ausbildung der
Kinder übernehmen kann. 120 Thlr. Sa-
lair und freie Station ſind mit dieſer Stelle
verbunden. Herr C. Stange in Halle
wird Offerten unter der Adreſſe H. A. R.
entgegenzunehmen die Güte haben und wei-
ter befördern.

2000 Thlr. werden gegen ſichere Hypo
thek zu Michaeli ohne Unterhändler
geſucht. Nähere Auskunft: Promenaden
und Ulrichsſtraßen-Ecke Nr. 36, zwei Trep
pen hoch.

Ein fehlerfreier brauner Wallach, 8 Jahr
alt, iſt zu verkaufen bei

Hoffmann in Bruckdorf.



Erfurt's Garten.
Heute, Mittwoch, Concert.

Vereinigtes Muſikchor.

Geſtickte Taſchentücher mit Namen und
Buchſtaben empfiehlt in jeder Qualität

Händler.

Das Gras auf der kleinen Gemeinde
Wieſe ſoll den 27. d. M. Nachmittags 3 Uhr
gegen gleich baare Bezahlung bei mir meiſt
bietend verkauft werden.

Gutenberg, den 21. Juni 1847.
Dittmar.

Landgut- Verkauf.
Ein Landgut (unweit Naumburg)

mit ſchönen Wohn und Wirthſchaftsgebäu-
den 340 Magdeburger Morgen Areal an
Feldern, Wieſen, Holz und Gärten, nebſt
vollſtändigem Jnventar, überhaupt mit gan
zer Erndte, wie es ſteht und liegt, ſoll
um den billigen Preis von 21,000 Thlr.
mit Anzahlung verkauft werden.

Näheres durch den Oekonom Fr. Herr-
mann, Alter Markt Nr. 629.

Einladung
zum Johannis- und Rofenfeſt.

Donnerstag den 24. Juni vom Lauch-
ſtädter Muſikchor Nachmittags Gartencon-
zert, Abends Tanz im Salon und illumi-
nirten Garten bei Ratſch in Böllberg.

Kirſchenverpachtung.
Für ungefähr 100 Thlr. höchſt ver-

edelte Süßkirſchen habe ich gegen ſofor-
tige Bezahlung hier zu verpachten; auch
können Aepfel, Birnen und Quetſchen zu
gleich mit überlaſſen werden zwölf Schock
Bäume überhaupt reichen ihren Seegen dar.

Dr. Emsmann
in Eckartsberga

Einige Wispel Roggen-Kleie, auch
I Wispel Kehr-Mehl, liegen zum Ver
kauf große Ulrichsſtraße Nr. 72 beim Bäcker
Orling.

Weintraube.
Mittwoch Concert von dem Mu-

ſik-Corps der A. Artillerie-Brigade.
Anfang 5 Uhr.

Entrée à Perſon 21 Sgr.
Das Nähere die Programms.

Sonntag d. 27. Juni ladet zum Stern-
ſchießen freundlichſt ein

Lochau, d. 23. Juni 1847.
Der Gaſtwirth Pöhlei.
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Bad Wittekind.Heute, Mittwoch, den 23. Juni, großes
Militair- Concert von dem Mufſik-
chor des Füſilier-Bataillons.

Rabeninſel.
Donnerstag, zum Johannistag, Unter

haltungsmuſik und Abends Tanzmuk im
Salon.

Hotel de Prusse.
Zum Johannistag Tanzver-

gnügen und freie Nacht.
Trotha bei W. Preis.

Heute, Mittwoch Geſellſchaftstag und
Concert.

Es ſollen auf Sonntag den 27. d. M.
Nachmittags 3 Uhr im Gaſthofe zu Bruck-
dorf 7 bis 8 Feldſchleuſen und 2 Brücken
an den Mindeſtfordernden verlicitirt werden.

Schulze Klemm.

Zu vermiethen.
Ein Laden, in welchem bis jetzt ein

Schnittwaaren Geſchäft betrieben, nebſt
Wohnung und Zubehör, iſt zum 1. Juli
ab anderweit zu vermiethen und am 1.
October zu beziehen. Näheres erfährt man
im Hauſe ſelbſt Nr. 2014, eine Treppe
hoch.

Entlaufener Hund.
Es iſt mir am 20. Jnni d. J. ein brau

ner graugefleckter Jagdhund mit dem Hals-
bande entlaufen, auf den Namen »Hektorg
hörend. Wer denſelben an mich zurücklie-
fert, erhält eine gute Belohnung und die
Futterkoſten.

A. Crohne in Niemberg.
Ein grauer Hund wahrſcheinlich Flei-

ſcherhund) iſt mir am vorigen Donnerstag
den 17. Juni zugelaufen.

Schöllner in Räthern.

Zinſen- Zahlung.
Die Zinſen der in unterzeichnete Kaſſe

eingezahlten Kapitale können gegen Vorzei-
gung der ausgeſtellten Scheine den 1., 2.
und 3. Juli e. erhoben werden.

Halliſches eone. Adreßhaus.
Flöthe Comp.

So eben iſt im Verlag von Otto
Klemm in Leipzig erſchienen und in
allen Buch handlungen vorräthig, in Halle
bei Lippert Schmidt:
Böttger, Adolf, Johannislie-

der. geh. Preis 2 Nyr.

Zur Berichtigung.
(Eingeſandt.)

Ein Münſterländer ſah das Meer
Und rief erſtaunt: Welch große Aa!
Lacht nicht; für den Weſtphalen iſt
Nichts anders als Weſtphalen da.
Leſ't nur vom Vinck' und Bodelſchwingh
Jn dieſem Blatt die Reimerein,
Als ob am Landtag keiner hätt'
Geſprochen außer dieſen Zwein.

Den Hut ab vor dem Bodelſchwingh;
Das volle Herz dem jungen Vinck',
Er ſprach, wie's heiß vom Herzen kam,
Und heiß zum Herzen wieder ging.

Doch ſind auch andre noch ſehr viel,
Von gleicher Redekraft und That,
Vom Rhein Camphauſen, Hanſemann,
Meviſſen und von Beckerath.
Von Pommerland der Graf Schwerin,
Der Grabow aus der Uckermark,
Siebig und Mild' aus Schleſien
Sind Männer gleich geſinnungsſtark.

Und wahrlich Keinem fehlt das Wort
Für das, was er im Herzen trägt,
Jhr Mund verkündet's laut, wie warm
Das Herz für Volk und König ſchlägt.
Aus Preußen auch dem Auerswald
Und dem von Saucken ziemt ein Kranz,
Und auch dem Sachſen Dorenberg,
Dem Tüchtigſten des Bauernſtands.
Drum rühmt nicht den und jenen Mann,
Nicht einen oder andern Stand
Was geht Provinz und Stadt uns an?
Uns kümmert nur das ganze Land.

Das Preußenland, das deutſcheLand!
Und freudig ſei's der Welt geſagt;
Nicht hier, nicht da, nein überall
Es hat im ganzen Land getagt!

Gleichviel, wer oder woher.
Der Einſender des Jnſerats, unterzeich

net: F. Dr. E., möge den dafür erlegten
Betrag wieder in Empfang nehmen.

Exped. des Couriers.
r r r

Familien- Nachrichten
Entbindungs- Anzeige.

Am 21. Juni Vormittags halb 12 Uhr
wurde meine liebe Frau, geb. Martin,
von einem geſunden Mädchen glücklich ent

bunden. A. Klotz.
Todes- Anzeige.

Verwandten und Freunden widmen wir,
um ſtille Theilnahme bittend, die traurige
Anzeige, daß Carl Auguſt Ludwig
Friedrich, Doctor der Philoſophie, den

Eine große neumilchende Kuh ſteht zum 20. Juni 1847 ſanft entſchlafen iſt.
Verkauf bei Walther in Canena.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Die Hinterbliebenen.

bei
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